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Atomenergie ist undemokratisch
Die Atomenergie ist mit
den Grundgedanken der
Demokratie und des
Rechtsstaates nicht zu
vereinbaren. Einer der
Grundgedanken der Demokratie
lautet: jede Minderheit hat
die intakte Chance, dass
ihre Ideen einmal
mehrheitsfähig werden. Dort,
wo die jetzigen Mehrheiten
aber irreversible Entscheide

treffen, ist diese Chance
weg. Mit dem Produzieren
von Atommüll sind auf
Jahrtausende hinaus
unkorrigierbare Sachzwänge
geschaffen, durch welche
die Souveränität der nach
uns Geborenen
eingeschränkt wird.

So wie wir uns für die
Umweltverträglichkeitsprüfung eingesetzt
haben, müssen wir jetzt die
Nachweltverträglichkeitsprüfung fordern. Es
reicht nicht, wenn der Bundesrat bei
neuen Gesetzen oder Verwaltungsbeschlüssen

bloss die finanziellen
und personellen Auswirkungen
darlegt; das zeigt lediglich die Kurzfristigkeit

staatlichen Handelns auf.

Eine Nachweltverträglichkeitsprüfung
verlangen, heisst auch, die

Umkehr der Beweislast verlangen,
heisst, auch die zur Beurteilung
nötigen Unterlagen offenzulegen.

Nicht wir, die uns Sorgen machen
um den Fortbestand unseres
Planeten, müssen die Schädlichkeit
einer Technik oder eines Verfahrens
glaubhaft machen. Die Technik, die
Wissenschaft und die Industrie
haben die Unschädlichkeit ihres Tuns
zu beweisen. Wer die Freiheit
anderer durch eine umstrittene
Technologie einschränken will, wer die
Gesundheit anderer aufs Spiel
setzt und damit Grundrechte
tangiert, der muss die Beweislast auf
sich nehmen.

Der Beweis aber ist erst dann
erbracht, wenn eine qualifizierte und
zahlenmässig grosse Minderheit
von Fachleuten ihre abweichende
Meinung, ihre Skepsis aufgegeben
hat. Und zwar aufgrund von Fakten
und besseren Argumenten.

Die Grosskatastrophe
einmal 1:1 üben

Spätestens seit Tschernobyl sind
die Atomkraftwerke zum sichtbaren
Inbegriff der Risikogesellschaft
geworden. Die offizielle Politik hat auf
dieses "Ereignis", wie eine beliebte
Sprachregelung lautet, mit einer
Störfall- und einer Strahlenschutzverordnung

reagiert. Und wenn sich
die Behörden beeilen, werden wir
bis zum achten Jahrestag, am 26.
April 1994, die schützenden
Jodtabletten endlich erhalten haben.

Verrechtlichung und Bürokratisie-
rung des Risikos statt Ursachenbekämpfung

lautet das Motto des
Bundesrates. Er hat uns zu mehr
atomarer Gelassenheit angehalten,

und der Energieminister erwartet
mehr Risikobereitschaft der

Bevölkerung. Sollte es allem
bundesrätlichen Optimismus zum Trotz
in Mühleberg, Beznau oder anderswo

zu einem Unfall kommen, liegen
zu unserer Beruhigung in den
Schubladen der Verwaltung
ausgeklügelte Katastrophen- und
Evakuierungspläne.

Ich plädiere dafür, dass das Szenario

Grosskatastrophe im Kleinstaat
einmal im Massstab 1:1 durchgespielt

wird. Feuerwehr und
Zivilschutz üben schliesslich auch den
Ernstfall. Wenn Hunderttausende
sich auf Befehl, ganz geordnet,
ohne Panik, wie es sich die Behörden

wünschen, auf die Flucht vor
der vom Westwind getriebenen
radioaktiven Wolke begeben müssen,

so ist das zu üben. Die
sogenannte horizontale Evakuierung zu
Fuss von Mühleberg quer durch die
Schweiz an den Bodensee ist zu
testen. Wir wissen, dass die N 1 nicht
mehr befahrbar sein wird. Die
Lebensmittel unterwegs sind nicht
mehr geniessbar. Auch die Frage

bleibt noch offen, wie die Bevölkerung

der angrenzenden
Nachbarländeruns verstrahlte, kontaminierte

Wesen zu Hunderttausenden
aufnehmen, ärztlich betreuen und
versorgen wird. Vielleicht hat dazu
der Bundesrat heimlich einen
Staatsvertrag abgeschlossen.

Grosskatastrophen
sind nicht zu managen

"Was werden Sie der Bevölkerung
Ihres Landes erzählen, was Sie hier
in der Ukraine gesehen haben",
fragte mich damals eine Journalistin,

als ich mir im August 1990 die
Folgen des Tschernobyl-GAU vor
Ort angesehen hatte. "Ich werde
erzählen," antwortete ich ihr, "dass

Eine Nachweltverträglichkeitsprüfung verlangen: AKW produzieren hochgefährlichen Abfall für Tausende

von Jahren, der unsere Nachkommen einschränkt.

ich Augenzeugin der grössten
Umweltkatastrophe der Menschheitsgeschichte

geworden bin. Ich werde

ihnen sagen, dass ich betroffen
bin von der Dimension und vom
Leid dieser Katastrophe, die jeden
Tag grösser wird und die nie
aufhört, jahrhundertelang,
jahrtausendelang. Ich werde ihnen auch
sagen, dass ökologische
Grosskatastrophen nicht zu "managen"
sind, weder im Osten noch im
Westen, unabhängig vom
politisch-gesellschaftlichen System. Sol-
schenyzin hat "Der erste Kreis der
Hölle" geschrieben. Tschernobyl
mit seinen Folgen ist der zweite
Kreis der Hölle. Ich werde der
Schweizer Bevölkerung weiter
sagen, dass die Atomenergie eine für
die Lebensgrundlagen und die
Menschheit unverträgliche Energie
ist und dass wir weltweit dagegen
kämpfen müssen."

Ich bin mir bewusst, dass diese
Worte zu wenig treffend sind. Der
GAU von Tschernobyl, auch Restrisiko

genannt, hat alle Massstäbe
gesprengt, die wir uns je ausgedacht

haben. Die Menschheitsgeschichte

wird in eine Vor- und eine
Nach-Tschernobyl-Zeit eingeteilt
werden müssen. Und die Opfer dieser

Katastrophe sind noch gar nicht
alle geboren. Tschernobyl hat uns
in dramatischer Weise das
Risikopotential einer weltweit herrschenden

wissenschaftlich-technischen
Wirtschafts- und Lebensform zum
Bewusstsein gebracht.

Restrisiko nicht verdrängen

Ich habe den Eindruck, die Hälfte
der Bevölkerung führt ein Risiko-
Doppelleben. Getrieben von der
Angst haben sich 47 Prozent aller
erwachsenen Menschen in unserem

Land einem Aids-Test unterzogen.

Dabei wissen wir alle, dass in
diesem individuellen Bereich die
Schutzmassnahmen praktisch zu
100 Prozent wirksam sind.
Offensichtlich traut man diesen Beteuerungen

doch nicht, oder man weiss
um seine eigene, menschliche
Fehlbarkeit.

Bei den atomaren Grossrisiken
verdrängen viele- zu viele- ihre Angst
vor dem Restrisiko. Dort, wo
individuelle Versicherungen nichts mehr

nützen, wird den Experten und ihrer
Beteuerung von der Unfehlbarkeit
ihrer Technologie geglaubt.

Wir aber müssen es mit dem
Philosophen Günther Anders halten, der
bereits 1959 seine Thesen zum
Atomzeitalter veröffentlicht hat:
"Habe keine Angst vor der Angst,
habe Mut zur Angst. Auch den Mut,
Angst zu machen. Ängstige deinen
Nachbarn wie dich selbst.

Freilich muss diese unsere Angst
eine von ganz besonderer Art sein:

1. Eine furchtlose Angst, da sie jede
Angst vor denen, die uns als Angsthasen

verhöhnen könnten, aus-
schliesst.

2. Eine belebende Angst, da sie uns
statt in die Stubenecken hinein in
die Strassen hinaus treiben soll.

3. Eine liebende Angst, die sich um
die Welt ängstigen soll, nicht nur
vor dem, was uns zustossen könnte".

Es ist eine unserer Aufgaben, die
Aufgabe der Umweltorganisatio-
nen, der SES im speziellen, die
Regierenden aus der Ruhe zu bringen.
Wir müssen die atomare Gelassenheit

stören. Ich glaube an die Macht
von unten, denn die Demokratie ist
die Staatsform des Bürgerinnen-
Engagements. Ob unsere Energiepolitik

Zukunft hat, wissen wir heute
nicht. Ob eine humanere Welt
Zukunft hat, weiss niemand. Sie
einzufordern ist unsere Aufgabe.

Rosmarie Bär*

Verwendete Literatur:
- Saladin Peter, Verantwortung als Staatsprinzip

- Jonas Hans, Das Prinzip Verantwortung
- Beck Ulrich, Risikogesellschaft
- Schmidt Mario (Hrsg.), Leben in der
Risikogesellschaft

* Die Autorin ist Präsidentin der Schweizerischen

Energie-Stiftung SES und Nationalrä-
tin. Der Text ist eine gekürzte Fassung ihres
Vortrages zum Thema "Energie - Risiko -
Politik" an der diesjährigen SES-Jahresver-
sammlung. Der ganze Vortrag kann bestellt
werden bei: Schweizerische Energie-Stiftung

SES, Sihlquai 67, 8005 Zürich, tel:
01/271 54 64, fax: 01/273 03 69.
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